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ist und das Strafziel durch das Verbot allein erreicht wer­
den kann.
Tätigkeits- und Berufsverbote können in der UdSSR auch 

als Hauptstrafe ausgesprochen werden.
Außer in der Ukrainischen und Estnischen SSR enthal­

ten die StGB der anderen Unionsrepubliken der UdSSR ne­
ben dem Tätigkeits- und Berufsverbot die Strafe der Amtsent­
hebung.

Die Strafe der militärischen Degradierung kann nur in 
der SRR zu einer bedingten Verurteilung zu Freiheitsentzug 
oder zu einer Gefängnisstrafe, deren Vollzug als Besserungs­
arbeit erfolgt, ausgesprochen werden.

Die Tätigkeits- und Berufsverbote wirken unmittelbar auf 
spezifische Rechte des Täters ein, die in der Regel einen kon­
kreten Bezug zu seiner beruflichen oder einer anderen Tätig­
keit besitzen. Diese Strafen werden in der Rechtsprechung 
der sozialistischen Länder insbesondere gegenüber solchen 
Tätern angewendet, die ihren Beruf, ihre Funktion, eine von 
ihnen ausgeübte bestimmte Tätigkeit oder ihnen übertragene 
Rechte zur Begehung von Straftaten ausgenutzt haben. Die 
Strafen haben deshalb neben ihrem vorrangig vorbeugenden 
zugleich auch einen wichtigen erzieherischen Wert. Sie fin­
den auch dann Anwendung, wenn der Täter auf Grund der 
Straftat nicht für würdig befunden wird, eine bestimmte Tä­
tigkeit oder eine staatliche oder gesellschaftliche Funktion 
auszuüben.

Die Wirkung dieser Strafen für den Täter besteht z. B. in 
der Untersagung der Ausübung eines bestimmten Berufs oder 
einer bestimmten Tätigkeit sowie in der Einziehung der da­
für erforderlichen staatlichen Erlaubnisse. Die zuständigen 
staatlichen Organe sind bei Berufsverboten verpflichtet, dem 
Betroffenen bei der Beschaffung einer seinen Interessen und 
seiner Qualifikation entsprechenden neuen Tätigkeit behilf­
lich zu sein.

Die Dauer solcher zeitlich befristet ausgesprochenen Stra­
fen kann in der UdSSR ein bis fünf Jahre (außer Estnische 
SSR, wo die Mindestdauer der Strafe 6 Monate beträgt, und 
Ukrainische SSR, wo keine Untergrenze festgelegt ist), in der 
CSSR 1 bis 5 Jahre, in der UVR 1 bis 10 Jahre, in der VRB bis 
zu 3 Jahren, in der SRR 1 bis 10 Jahre und in der DDR 1 bis 
5 Jahre (§§ 54, 55 StGB) betragen. In der UVR und in der DDR 
können sie auch für eine unbegrenzte Dauer ausgesprochen 
werden.

Bei gesellschaftsgemäßem Verhalten, insbesondere bei gu­
ten Arbeitsleistungen, kann eine bedingte Strafaussetzung er­
folgen oder eine mildere Strafe ausgesprochen werden (UdSSR 
— Art. 44 GStG), die Nichtverwirklichung des Strafrests fest­
gelegt (CSSR - § 61 StGB, VRB - Art. 68 StGB) oder die Ver­
kürzung der Dauer der Strafe beschlossen werden (DDR).

Verletzt der Verurteilte die Anforderungen bei der Ver­
wirklichung der Strafe, kann deren weiterer Vollzug erfolgen 
(VRB — Art 68 StGB), oder der Verurteilte kann wegen Ver­
letzung gerichtlicher Maßnahmen erneut bestraft werden, wo­
bei zugleich über die Neufestsetzung oder Aufrechterhaltung 
des Tätigkeits- oder Berufsverbots zu entscheiden ist (DDR — 
§238 StGB). Mit dem Erlaß des Präsidiums des Obersten So­
wjets der RSFSR vom 3. Dezember 1982 wurde auf der Grund­
lage der Erlasse des Obersten Sowjets der UdSSR vom 26. Juli 

'1982 und vom 15. Oktober 1982 Art. 188* 2 neu in das StGB der 
RSFSR aufgenommen.3 Danach wird ein Verurteilter dann mit 
Geldstrafe bis zu 200 Rubel bestraft, wenn er die gerichtliche 
Entscheidung über den Entzug des Rechts, eine bestimmte 
Funktion zu bekleiden oder eine bestimmte Tätigkeit aus­
zuüben, verletzt. Auch der Leiter, der den Verurteilten un­
ter Verletzung der gerichtlichen Entscheidung einstellt, wird 
mit Geldstrafe bis zu 300 Rubel oder mit Entbindung von sei­
ner Funktion zur Verantwortung gezogen. Die weiteren Reak­
tionsmöglichkeiten entsprechen den Sanktionen bei Verlet­
zung der Aufenthaltsbeschränkung. In der DDR können ge­
ringfügige Verletzungen eines Tätigkeitsverbots auch mit den 
Mitteln des Ordnungswidrigkeitsrechts (§ 10 OWVO) geahn­
det werden.

Das Verbot des Führens eines Kraftfahrzeugs bzw. eines 
Transportmittels (VRP, UVR, DDR) sowie der Entzug hierfür 
erforderlicher staatlicher Erlaubnisse oder der Entzug ande­
rer Erlaubnisse (DDR) werden in der DDR nur und in der UVR 
hauptsächlich als Zusatzstrafe ausgesprochen. In der CSSR 
sind sie Bestandteil des Tätigkeitsverbots, und in der VRB 
kahn ein solches Verbot selbständig oder neben einer anderen 
Strafe ausgesprochen werden. In der UVR ist die Anwendung 
auch anstelle einer Hauptstrafe unter den bereits genannten 
Voraussetzungen möglich. Diese Strafen werden insbesondere 
gegenüber den Tätern angewendet, die Straftaten als Füh­
rer eines Kraftfahrzeugs bzw. Transportmittels oder als In­
haber einer anderen Erlaubnis (z. B. zur Benutzung von Jagd­
waffen) oder unter Mißbrauch dieser Erlaubnisse begangen

haben, um der Begehung einer erneuten gleichartigen Straf­
tat vorzubeugen.

Das Verbot zum Führen eines Kraftfahrzeugs kann für 
die gleiche Dauer ausgesprochen werden wie ein Tätigkeits­
oder Berufsverbot, ln der DDR kann der Entzug der Fahrer­
laubnis (und anderer Erlaubnisse) zeitlich befristet (minde­
stens 3 Monate und höchstens 5 Jahre) ausgesprochen werden. 
Wird der Entzug zusätzlich zu einer Verurteilung auf Bewäh­
rung ausgesprochen, soll er die Dauer der Bewährungszeit 
nicht überschreiten.

Der Entzug der elterlichen oder Vormundschaftsrechte (in 
der UdSSR nach den StGB der Unionsrepubliken — außer 
RSFSR, Belorussische, Litauische und Usbekische SSR —, 
Art. 55 StGB der VRP, Art. 64 Buchst.- d und e StGB der SRR) 
erfolgt hauptsächlich als Zusatzstrafe. Diese Strafe ist auf die 
Aufhebung von Erziehungs- und Vertretungsrechten gerich­
tet und findet Anwendung, wenn Eltern oder ein Vormund im 
Zusammenhang mit Straftaten diese Rechte verletzen oder 
sie zur Begehung von Straftaten ausnutzen. Ihr Ausspruch 
dient deshalb sowohl dem Schutz der betroffenen Minder­
jährigem als auch der Verhinderung des Mißbrauchs dieser 
Rechte zur Begehung weiterer Straftaten. Die Dauer dieser 
Strafe beträgt bis zu 5 Jahren, in einigen Unionsrepubliken 
der UdSSR ist sie zeitlich nicht begrenzt.

Geldstrafe, Einziehung des Vermögens, Einziehung 
von Gegenständen sowie Einziehung des Mehrerlöses

Der Ausspruch einer Zusatzgeldstrafe ist in der UdSSR 
(Art. 21 GStG), UVR (§64 StGB), VRP (Art. 36, 75 StGB) und 
in der DDR (§ 49 StGB) möglich.

Anstelle einer anderen Strafe (z. B. Freiheitsstrafe) ist die 
Geldstrafe in der VRB (Art. 47 StGB) anwendbar. Bei außer­
gewöhnlicher Strafmilderung kann die Geldstrafe in der UVR 
(§ 87 StGB), SRR (Art. 76 e StGB) und DDR (§ 62 Abs. 1 und
2 StGB) auch dann angewendet werden, wenn sie nicht im 
verletzten Gesetz angedroht ist.

Die Einziehung des Vermögens ist überwiegend eine Reak­
tion auf schwere und schwerste Straftaten. Deshalb ist ihr 
Ausspruch zusätzlich zu Strafen ohne Freiheitsentzug oder 
anstelle einer anderen Strafe nur möglich
— in der SRR, wenn sie vom Gesetz angedroht ist, als Zu­

satzstrafe zu einer Gefängnisstrafe, die als Besserungs­
arbeit vollzogen oder deren Vollzug bedingt ausgesetzt 
wird (Art..68 bis 70 StGB),

— in der CSSR als Selbständige Strafe oder neben einer an­
deren Strafe ohne Freiheitsentzug (außer Geldstrafe); als 
selbständige Strafe nur, wenn sie vom Gesetz angedroht 
und für die Erziehung des Täters ausreichend ist (§§ 27, 
51, 52 StGB),

— in der UVR anstelle einer Hauptstrafe, wenn hierdurch 
das Strafziel zu erreichen ist (§§ 62, 63 StGB) und

— in der DDR als selbständige Strafe, wenn ein Strafverfah­
ren gegen den Täter nicht durchführbar, vom Gesetz aber 
nicht ausgeschlossen ist (§ 57 Abs. 4 StGB).
Dem Täter wird durch die Strafe die Möglichkeit genom­

men, sein Vermögen zur Begehung weiterer Straftaten zu nut­
zen. Ihm wird damit auch das durch die Straftat angehäufte 
Vermögen entzogen. Die Einziehung kann das gesamte Ver­
mögen oder bestimmte Teile davon erfassen und kann auch 
solche Vermögensteile betreffen, die der Täter auf Dritte 
übertragen hat (z. B. § 63 Abs. 2 StGB der UVR). Nicht einge­
zogen werden Sachen, die für die Bestreitung des Lebensun­
terhalts des Täters und seiner Familie notwendig sind (vgl. 
dazu z.B. §52 StGB der CSSR, §57 Abs. 3 StGB der DDR). 
Mit der Einziehung geht das Vermögen des Täters in Volks­
eigentum über.

Die Einziehung von Gegenständen ist als Zusatzstrafe mög­
lich in der VRP (§ 48 StGB), der CSSR (S§ 55. 56 StGB), der 
UVR (§ 77 StGB) und der DDR (§ 56 StGB), als selbständige 
Strafe oder neben einer anderen Strafe in der VRB (Art. 53 
StGB). Diese Strafe besitzt vorwiegend Sicherungscharakter. 
Durch ihre Anwendung werden dem Täter die als Beweismit­
tel benötigten Gegenstände, aber auch die aus der Straftat 
erlangten materiellen Vorteile entzogen. Ihm wird damit die 
Möglichkeit genommen, sie zur Begehung weiterer Strafta­
ten zu verwenden. Wurden diese Gegenstände nach der Straf­
tat verkauft, können auch der V,erkaufseriös oder die Gegen­
stände, die an die Stelle der ursprünglichen getreten sind, ein­
gezogen werden. Zu den Gegenständen gehören neben Sa­
chen auch Rechte, künftige Gewinne und andere materielle 
Vorteile (z. B. § 56 Abs. 5 StGB der DDR).

Die Einziehung des Mehrerlöses ist als eine besondere 
rechtliche Maßnahme nur im Strafrecht der DDR enthalten 
(§ 170 Abs. 4 StGB). Sie ermöglicht, einen vom Täter unter 
Verletzung von gesetzlichen Preisbestimmungen erzielten ma-


